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Thema

Begründung (bei Bedarf gekürzt)

Stellungnahme der Verwaltung

2020

laufend

Beschlussempfehlung der Verwaltung

FVA PBU KSA

Vorberatung x

Beschluss GR

Anträge zum DHH 2020/2021 (Stadt)

FDP

Antrag auf Einführung eines kommunalen Ordnungsdienstes

Wir beantragen die Einführung eines kommunalen Ordnungsdienstes, der  in der Lage ist, 
Ordnungsstörungen zu vermeiden oder zu unterbinden und Präsenz zeigt. Dadurch wird die 
allgemeine Sicherheitslage und das subjektive Sicherheitsbefinden der Bevölkerung erhöht.

Wir beantragen die Einführung eines kommunalen Ordnungsdienstes, der in der Lage ist, 
Ordnungsstörungen zu vermeiden oder zu unterbinden und Präsenz zeigt. Dadurch wird die 
allgemeine Sicherheitslage und das subjektive Sicherheitsbefinden der Bevölkerung erhöht.

Die Verwaltung steht dem Antrag auf Einrichtung eines kommunalen Ordnungsdienstes positiv 
gegenüber, regt jedoch an, vor einer finalen Entscheidung zunächst das Ergebnis der 
Sicherheitsbefragung, die nach derzeitigem Stand im März 2020 gestartet wird, abzuwarten. Ziel 
dieser Befragung ist es, zunächst Erkenntnisse über das Sicherheitsempfinden der Bürgerinnen und 
Bürger zu erhalten. Im Anschluss soll, aufbauend auf den Ergebnissen der Befragung und sofern 
erforderlich, das subjektive Empfinden der Bürgerinnen und Bürger durch geeignete Maßnahmen 
verbessert werden. Um der Befragung und ihren Ergebnissen nicht vorzugreifen, wurden bisher 
keine Mittel für eventuelle Maßnahmen in den Haushalt eingestellt. Sollte die Schaffung eines 
kommunalen Ordnungsdienstes als eine mögliche Maßnahme zum Tragen kommen, müssten die 
erforderlichen Stellen unterjährig geschaffen werden. Dabei sollte eine Umsetzung mit zwei 
Doppelstreifen erfolgen, was zu einem noch zu konkretisierenden Stellenbedarf von mindestens 7 
Stellen führen würde, abhängig von den tatsächlichen Einsatzzeiten. Diese Stellen sind nach 
Ansicht der Verwaltung jedoch nicht dem Gemeindevollzugsdienst, sondern vielmehr der 
Ortspolizeibehörde zugeordnet. 
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Mittelbereitstellung bzw. fin. Auswirkungen
(Verbesserungen (-)/Verschlechterungen(+) ggüb. HH-Entwurf)
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